Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1002 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

I A 2 — 778/59 


Bonn, den 13. April 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Wirtschaftliche Eingliederung des Saarlandes 


Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 16. Okto- 
ber 1958 

— Drucksache 429, Umdruck 168 — 


Unter Bezugnahme auf den Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 16. Oktober 1958 übersende ich den Bericht der 
Bundesregierung über die wirtschaftlichen Maßnahmen für die 
Eingliederung der Saarwirtschaft in die Wirtschaft der Bundes- 
republik. 

Der Bericht konnte leider erst jetzt fertiggestellt werden, weil 
das Bundeskabinett erst am 18. März 1959 bzw. am 25. März 
1959 zu den in dem beiliegenden Bericht angeführten Gesetz- 
entwürfen Beschluß gefaßt hat. 


In Vertretung 

Westrick 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 



Drucksache 1002 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Bericht der Bundesregierung über die zu treffenden wirtschaft- 
lichen Maßnahmen für die Eingliederung der Saarwirtschaft in 
die Wirtschaft der Bundesrepublik unter Bezugnahme auf den 
Beschluß des Bundestages vom 16. Oktober 1958 
— Umdruck 168 — 


I. Ausgangstage und vorbereitende Arbeiten 

Nach Artikel 3 des Saarvertrages endet die Über- 
gangszeit, während der das Saarland politisch zu 
Deutschland, wirtschaftlich aber zu Frankreich ge- 
hört, spätestens am 31. Dezember 1959, sofern nicht 
ein früheres Datum von der französischen und der 
deutschen Regierung in gegenseitigem Einverneh- 
men festgelegt wird. 

Die Bundesregierung hat in enger Zusammen- 
arbeit mit der Regierung des Saarlandes die wirt- 
schaftliche Rückgliederung des Saarlandes so weit 
vorbereitet, daß die entsprechenden Gesetzentwürfe 
noch vor den Sommerferien vom Parlament beraten 
und beschlossen werden können. Bereits im Jahre 
1956 wurde ein interministerieller Ausschuß gegrün- 
det, der unter Federführung des Herrn Bundes- 
ministers des Innern arbeitet. Dieser Ausschuß hat 
eine Reihe von Vorlagen zur Angleichung des saar- 
ländischen Rechts an das bundesdeutsche Recht er- 
arbeitet. Weitere sind noch in Vorbereitung und 
werden von den zuständigen Ressorts so rechtzei- 
tig eingebracht werden, daß ihre Inkraftsetzung 
zum Tage der endgültigen wirtschaftlichen und 
rechtlichen Rückgliederung möglich sein wird. Bei 
diesen Arbeiten handelt es sich überwiegend um 
solche Rechts- und Verwaltungsfragen, die in ihrer 
Gesamtheit für die Lebensverhältnisse im Saarland 
zwar nicht ohne Bedeutung sind, aber keine ein- 
schneidenden, augenblicklich sichtbaren Wirkungen 
auslösen. 

Daneben haben sich jedoch im Zusammenhang 
mit der wirtschaftlichen Rückgliederung Aufgaben 
ergeben, deren Lösung von entscheidender Bedeu- 
tung für das wirtschaftliche und soziale Leben im 
Saarland ist. Mit ihnen befaßte sich der auf Wunsch 
der saarländischen Regierung am 30. September 
1958 gegründete „Wirtschafts- und Sozialausschuß 
Saar" unter der Federführung des Bundeswirtschafts- 
ministeriums. Seine Aufgaben erwuchsen insbeson- 
dere daraus, daß sich das Saarland seit dem Herbst 
1947 wirtschaftlich und auch in seiner sozialen 
Gesetzgebung nach Frankreich orientiert und den 
französischen Verhältnissen angepaßt hat. So lieferte 
die saarländische verarbeitende Industrie in den 
letzten Jahren rd. 40 v. H. ihrer Produktion nach 
Frankreich und nur 6 bis 8 v. H. in das Bundesge- 
biet; weitere 42 v. H. wurden im Saarland selbst 
verkauft und 10 v. H. exportiert. Es liegt auf der 
Hand, daß diese Warenströme nach der wirtschaft- 


lichen Eingliederung des Saarlandes in die Bundes- 
republik und nach der Errichtung einer Zollgrenze 
zwischen dem Saarland und Frankreich und dem 
Fortfall der Grenze zwischen dem Saarland und 
dem übrigen Bundesgebiet eine Änderung erfahren 
werden. 

In den Verhandlungen mit der französischen Re- 
gierung — letztlich im Dezember 1958 — wurde 
zwar sichergestellt, daß sich beide Vertragspartner 
bemühen werden, die für den französisch-saarlän- 
dischen Warenverkehr im Saarvertrag getroffene 
Sonderregelung voll zum Zuge kommen zu lassen. 
Dennoch muß damit gerechnet werden, daß der der- 
zeitige hohe Absatz saarländischer Waren in Frank- 
reich nach der wirtschaftlichen Eingliederung nicht 
im gleichen Umfange beibehalten werden kann. Die 
saarländische Wirtschaft wird damit vor der Not- 
wendigkeit stehen, zusätzliche Absatzmöglichkeiten 
im Bundesgebiet zu suchen. 

Die Bundesregierung hat im Hinblick auf diesen 
Sachverhalt versucht, eine Lösung für die Rück- 
gliederung des Saarlandes zu finden, die geeignet 
ist, die Umstellung der saarländischen Wirtschaft 
auf den deutschen Markt zu erleichtern und damit 
die wirtschaftliche Aktivität im Saarland auf einem 
möglichst hohen Stand zu halten, die aber auch 
sicherstellt, daß das Realeinkommen der saarländi- 
schen Arbeitnehmer nicht unter das zur Zeit im 
Saarland bestehende Niveau sinkt. Sie ist zu der 
Auffassung gekommen, daß zu diesem Zweck die 
saarländische Wirtschaft von den zahlreichen Regle- 
mentierungen, denen sie jetzt im französischen 
Wirtschaftsraum unterliegt, befreit und in die Wett- 
bewerbswirtschaft der Bundesrepublik möglichst 
vollständig eingegliedert werden muß. Nur so wird 
es möglich sein, die Elastizität und die Anpassungs- 
fähigkeit der Wirtschaft voll zur Auswirkung kom- 
men zu lassen und die Einordnung in den deut- 
schen Wirtschaftskörper zu erleichtern. Alle Ver- 
suche, durch fallweise Eingriffe des Staates in die 
jetzigen Produktions- und Absatzbedingungen der 
saarländischen Wirtschaft oder die besonderen sozia- 
len Regelungen künstlich aufrechtzuerhalten, füh- 
ren letzten Endes dazu, den ohnehin schwierigen 
Eingliederungsprozeß hinauszuzögern und zu er- 
schweren. Andererseits ist die Bundesregierung da- 
von ausgegangen, daß der saarländischen Wirtschaft 
bei der schwierigen Umstellung eine gewisse Hilfe- 
stellung gewährt werden sollte. Die Hilfe soll aber 
nicht auf eine Konservierung der derzeitigen Ver- 
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hältnisse, sondern auf eine allgemeine Stärkung der 
Wettbewerbskraft der saarländischen Wirtschaft ge- 
richtet sein. 


II. Die Grundgedanken der Maßnahmen zur 
wirtschaftlichen Eingliederung des Saarlandes 

A. Steuern, Zölle, Lastenausgleich; Starthilfen für 
die Wiedereingliederung 

Auf dem Gebiet der Zölle, Finanzmonopole und 
Steuern ist vorgesehen, das gesamte materielle und 
formelle Recht der Bundesrepublik im Saarland ein- 
zuführen. Das deutsche Recht soll grundsätzlich mit 
Ablauf der Übergangszeit in Kraft treten. Zugleich 
sollen jedoch steuerliche Erleichterungen eingeführt 
werden, die vor allem den Umstellungsprozeß der 
Wirtschaft fördern und deshalb nur für einen be- 
schränkten Zeitraum Gültigkeit haben sollen. 

Der besonderen Lage der saarländischen Wirtschaft 
und der saarländischen Arbeitnehmer in der ersten 
Zeit nach der wirtschaftlichen Eingliederung wird 
durch eine allgemeine Präferenz auf dem Gebiet der 
Einkommensteuer einschließlich der Lohnsteuer und 
der Körperschaftsteuer Rechnung getragen. Es wird 
eine Steuerermäßigung vom 15 vom Hundert für 
die Zeit vom Eingliederungstag bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 und von 10 vom Hundert für das Jahr 1961 
vorgesehen, und zwar für diejenigen natürlichen 
Personen, Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, die ihren Wohnsitz oder 
ihre Geschäftsleitung und ihren Sitz beim Ablauf 
der Übergangszeit im Saarland gehabt haben und 
für eine gewisse Zeit beibehalten. 

. Weitere Steuererleichterungen entstehen für die 
saarländische Wirtschaft durch die Möglichkeit, die 
Wertansätze für bewegliche und unbewegliche Wirt- 
schaftsgüter in der DM-Eröffnungsbilanz (Saar) auf- 
zustocken. Soweit hiervon kein Gebrauch gemacht 
wird, wird der Abzug von Verlusten aus Franken- 
Zeiträumen in der DM-Zeit im Rahmen des § 10 d 
des Einkommensteuergesetzes zugelasen. 

Auch hinsichtlich der Abgaben für den Lastenaus- 
gleich soll im Interesse der saarländischen Wirt- 
schaft eine Abweichung von der Regelung im Bun- 
desgebiet eingeräumt werden. Lediglich einzelne 
im Bundesgebiet geltende Vorschriften müssen auf 
das Saarland ausgedehnt werden, damit ihre gleich- 
mäßige Anwendung bei solchen Abgabeschuldnern 
im Saarland, die — • z. B. auf Grund ihres Vermögens 
im übrigen Bundesgebiet — zum bundesdeutschen 
Lastenausgleich herangezogen worden sind, gewähr- 
leistet ist. 

Gegenwärtig wird im Saarland zur Finanzierung 
des saarländischen Lastenausgleichs als Gemein- 
schaftshilfe eine Abgabe in Form von Zuschlägen zu 
den laufenden Steuern erhoben; diese wird mit dem 
Eingliederungstage wegfallen. Die an ihre Stelle 
tretende neue Abgabe wird in einem besonderen, 
auch die Entschädigungsseite des Lastenausgleichs 
umfassenden Einführungsgesetz geregelt werden, 


das voraussichtlich erst am 1. Januar 1960 in Kraft 
treten wird. Um Stockungen bei den Auszahlungen 
im Lastenausgleich zu vermeiden, müssen in der 
Zwischenzeit Vorauszahlungen auf die spätere Ab- 
gabe erhoben werden. 

Eine weitere Erleichterung soll die saarländische 
Wirtschaft dadurch erfahren, daß der Differenz- 
betrag zwischen den hohen saarländischen Steuern 
(Mehrwertsteuer, Dienstleistungssteuer) und der 
wesentlich geringeren deutschen Umsatzsteuerbela- 
stung erstattet wird, soweit es sich um Gegenstände 
des Umlaufvermögens handelt, die beim Ende der 
Übergangszeit mit den saarländischen Steuern be- 
lastet sind. Das wird vor allem für einen Teil des 
saarländischen Groß- und Einzelhandels von Bedeu- 
tung sein, der am Tage der wirtschaftlichen Rück- 
gliederung des Saarlandes u. U. beachtliche Vorräte 
an saarländischen und französischen Waren haben 
wird. 

Durch die Rückerstattung der Mehrwert- und 
Dienstleistungssteuer und vor allem durch die vor- 
herige Bekanntgabe dieser Rückerstattung soll 
sichergestellt werden, daß der saarländische Handel 
ohne Rücksicht auf das Datum der wirtschaftlichen 
Rückgliederung bereit ist, Waren saarländischen 
(aber auch französischen) Ursprungs zu beziehen. 

Dem Wunsch des Saarlandes, den Produzenten 
saarländischer Erzeugnisse für eine begrenzte Zeit 
nach dem Eingliederungstag von der Umsatzsteuer 
zu befreien, konnte nicht Rechnung getragen wer- 
den. Eine derartige Regelung hätte auf bestimmte 
Waren beschränkt werden müssen, da bei zahl- 
reichen Erzeugnissen eine Vergünstigung nicht ver- 
tretbar sein dürfte. Hierdurch wäre die Regelung 
äußerst kompliziert geworden. Eine Umsatzsteuer- 
vergünstigung für das Saarland hätte außerdem nach 
Aufhebung des Niederlassungsverbots zahlreiche 
Unternehmer des übrigen Bundesgebietes veran- 
laßt, im Saarland Tochtergesellschaften zu errichten, 
so daß für die Saarwirtschaft unter Umständen eine 
drückende Konkurrenz entstanden wäre. Umsatz- 
steuervergünstigungen können nicht individuell ge- 
währt werden; sie kämen daher auch solchen Unter- 
nehmern zugute, die der Hilfe nicht bedürfen. End- 
lich hätten Umsatzsteuerpräferenzen für das Saar- 
land zu zahlreichen Berufungen geführt. Insbeson- 
dere würde die Wirtschaft des Zonenrandgebietes 
mit Recht für sich die gleichen Maßnahmen fordern 
können. 

Auf dem Gebiet der Umsatzsteuer ist deshalb vor- 
gesehen, das deutsche Recht ausnahmslos und ohne 
besondere Erleichterungen in Kraft treten zu lassen. 
Soweit eine wirtschaftliche Hilfe notwendig er- 
scheint, soll sie durch Subventionen, die die oben- 
genannten Nachteile vermeiden, gegeben werden. 
So ist vorgesehen, daß die zur Zeit gewährten Sub- 
ventionen für den Absatz saarländischer Waren im 
Bundesgebiet auch nach der wirtschaftlichen Rück- 
gliederung zunächst erhalten bleiben. 

Außer durch die genannten steuerlichen Erleich- 
terungen ist eine Förderung des Saarlandes bei 
öffentlichen Aufträgen ins Auge gefaßt. Es ist nicht 
vorgesehen, das Saarland zum notleidenden Gebiet 
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im Sinne der Verdingungsordnung für Leistungen 
und Bauleistungen zu erklären. Jedoch sind die Bun- 
desressorts und die auftragsvergebenden Stellen des 
Bundes bereits damit befaßt, das Saarland bei seinen 
Bemühungen um öffentliche Aufträge zu beraten 
und Vermittlerdienste zu leisten. Es haben Bespre- 
chungen stattgefunden, in denen die Möglichkeiten 
zur Beteiligung an öffentlichen Aufträgen des Bun- 
des eingehend erörtert wurden. Weitere Beratungen 
sind vorgesehen. Es darf jedoch nicht übersehen 
werden, daß diesen Bemühungen im Hinblick auf 
die große Zahl anderer bevorzugter Bewerber um 
Öffentliche Aufträge (Berlin, Zonenrandgebiete) 
Grenzen gesetzt sind. 

Außerdem werden in den Fällen, in denen die 
saarländische Wirtschaft wegen der Umstellung auf 
den deutschen Markt investieren muß, ERP-Kredite 
zu günstigen Bedingungen bereitgestellt. Das Bun- 
desministerium für den wirtschaftlichen Besitz des 
Bundes hat über das bereits beschlossene 300-Mio- 
Programm hinaus die Bereitstellung weiterer Mittel 
ins Auge gefaßt. 

Nicht unerwähnt bleiben dürfen fernerhin die bis- 
herigen Finanzhilfen des Bundes an das Saarland, 
durch die zumindest mittelbar die saarländische Re- 
gierung mit in die Lage versetzt wurde, Maßnahmen 
wie das „Steuermaßnahmengesetz" durchzuführen. 
Hierdurch konnte schon während der Übergangszeit 
eine gewisse Stärkung der saarländischen Wirt- 
schaft herbeigeführt werden. 

B. Herstellung der Konkurrenzfähigkeit; Anpassung 
der Löhne und Sozialabgaben 

Alle obengenannten Maßnahmen können jedoch 
nur eine Starthilfe für die Umstellung auf den deut- 
schen Markt sein und nur dann zur nachhaltigen 
Konkurrenzfähigkeit der saarländischen Wirtschaft 
führen, wenn es gelingt, die laufende Kostenbe- 
lastung der saarländischen Wirtschaft dem Kosten- 
niveau im übrigen Bundesgebiet anzupassen. Bei 
den Materialkosten wird dies ohne weiteres der 
Fall sein, weil nach der Rückgliederung die Preise 
für Rohstoffe und sonstige Vorlieferungen im Saar- 
land binnen kurzem nicht anders als im Bundes- 
gebiet sein werden, wobei allerdings noch zu be- 
rücksichtigen ist, daß die saarländische Wirtschaft 
auf Grund der Bestimmungen auf die Warenver- 
kehrsendregelung Rohstoffe aus Frankreich z. T. 
zollfrei beziehen kann. Auch die Kapitalbeschaf- 
fungskosten werden sich denen im übrigen Bundes- 
gebiet sehr schnell anpassen. Das Hauptproblem 
liegt bei den Personalkosten im weitesten Sinne, 
also bei Löhnen, Gehältern und Sozialabgaben. 

In der öffentlichen Diskussion über den soge- 
nannten „sozialen Besitzstand" ist immer wieder 
der Eindruck entstanden, als ob es sich um Errun- 
genschaften, die die Arbeitnehmer von den Arbeit- 
gebern im Saarland erkämpft haben, handle. Dies 
ist nicht der Fall. Zur Zeit weicht das Nettoeinkom- 
men der Arbeitnehmer im Saarland, an der Kauf- 
kraft gemessen, nicht wesentlich von dem im Bun- 
desgebiet ab. Es lag im Jahre 1958 in fast allen 


Gewerbegruppen sogar unter dem in Nordrhein- 
Westfalen, das allerdings unter den deutschen Län- 
dern mit an der Spitze steht. Dennoch bestehen im 
Saarland gegenüber dem Bundesgebiet zwei 
wesentliche Unterschiede. Zunächst ist die Streuung 
der Arbeitseinkommen nach Wirtschaftszweigen 
anders als im Bundesgebiet, weil sich die einzelnen 
Branchen bei der Lohnfindung an der Entwicklung 
in Frankreich und nicht an den Verhältnissen in der 
Bundesrepublik orientiert haben. Es liegt auf der 
Hand, daß hier eine Anpassung an die Verhältnisse 
im Bundesgebiet erfolgen muß; denn nicht die saar- 
ländische Wirtschaft in ihrer Gesamtheit steht im 
Wettbewerb zur übrigen westdeutschen Wirtschaft, 
sondern jeder einzelne Betrieb hat sich mit den 
konkurrierenden Betrieben im übrigen Bundesge- 
biet zu messen. Wenn ein Betrieb im Saarland 
höhere Personalkosten zu tragen hat, wird es ihm 
wenig nützen, daß in anderen Gewerbezweigen 
diese Belastung geringer als im sonstigen Bundes- 
gebiet ist. 

Außerdem ist die Zusammensetzung der einzel- 
nen Einkommen im Saarland anders als im sonsti- 
gen Bundesgebiet. In den Arbeitseinkommen der 
Arbeitnehmer haben im Saarland die durch Lei- 
stung bestimmten und überwiegend auf Verein- 
barungen der Sozialpartner beruhenden Lohn- und 
Gehaltssätze ein geringeres Gewicht. Demgegen- 
über sind dort die überwiegend nicht tariflich ver- 
einbarten^ sondern gesetzlich festgelegten Lohn- 
und Gehaltszulagen (wie das Familien- und Kinder- 
geld) von erheblich größerer Bedeutung. Die Lohn- 
und Gehaltsabzüge sind zum Teil höher, zum Teil 
niedriger als im übrigen Bundesgebiet. 

Eingehende Beratungen im Wirtschafts- und Sozi- 
alausschuß Saar haben zu dem Ergebnis geführt, daß 
auch diese Unterschiede in der Zusammensetzung 
der Arbeitseinkommen beseitigt werden müssen. 
Dadurch wird sich die Gesamtheit der Arbeitneh- 
mer des Saarlandes durchaus nicht schlechter, wahr- 
scheinlich sogar besser als jetzt stellen. Jeder Ver- 
such, die hohen Lohn- und Gehaltszulagen, die der 
saarländische Arbeitgeber zur Zeit kraft Gesetz zu 
zahlen hat, aufrechtzuerhalten, birgt die Gefahr 
einer zusätzlichen Belastung der saarländischen 
Wirtschaft und damit die Gefahr der Konkurrenz- 
unfähigkeit und Arbeitslosigkeit. Nicht zuletzt wird 
die Ausdehnung des Einkommen- und Lohnsteuer- 
rechts der Bundesrepublik auf das Saarland erfor- 
derlich machen, das hohe gesetzlich vorgeschriebene 
Zulagensystem abzubauen. Unsere Einkommen- und 
Lohnsteuer ist in ihren Sätzen meist niedriger und 
weit stärker nach dem Familienstand gestaffelt als 
die augenblickliche saarländische Einkommen- und 
Lohnsteuer. Deshalb wird die eng mit der Lohn- 
steuer zusammenhängende „weitere Lohnzulage" 
fortfallen und die Kindergeldgesetzgebung der Bun- 
desrepublik auf das Saarland erstreckt werden müs- 
sen, um nach der Übernahme des Steuerrechts der 
Bundesrepublik hierauf abgestimmte und für beide 
Gebietsteile gleiche soziale und wirtschaftliche Be- 
dingungen herzustellen. 

Auch die Verteilung der Beiträge zu den sozialen 
Versicherungen in gleicher Weise wie im übrigen 
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Bundesgebiet auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ist unvermeidlich. Den Sozialpartnern müssen ferner 
in bezug auf die Gestaltung der wöchentlichen Ar- 
beitszeit und die Bestimmung der Arbeitsstunden, 
für die Mehrarbeits- und Feiertagszuschläge zu 
zahlen sind, die gleichen rechtlichen Möglichkeiten 
eingeräumt werden wie im übrigen Bundesgebiet. 

Schließlich wird die derzeit im Saarland geltende 
„Mindeststundenlohnregelung", nach der der Staat 
bestimmte Mindestlöhne festsetzt, im Interesse 
einer reibungslosen Eingliederung des Saarlandes 
in die Bundesrepublik wegfallen müssen. 

Als eine im Saarland bisher unbekannte Lohn- 
zulage wird mit dem Tage der wirtschaftlichen Ein- 
gliederung die Bergmannsprämie eingeführt wer- 
den. 

Diese Neuordnung der Zulagen und Abzüge wird 
die Höhe und die Zusammensetzung der Arbeits- 
verdienste so verändern, daß sich die bloße „Um- 
stellung" der Lohntarifverträge auf D-Mark durch- 
weg nicht empfiehlt. Sie würde auch kaum den ver- 
änderten wirtschaftlichen Verhältnissen an der 
Saar nach der Eingliederung gerecht werden. Hier 
bietet sich nur der Weg an, grundsätzlich die nach 
dem Tage der wirtschaftlichen Eingliederung gelten- 
den Lohn- und Gehaltssätze in DM neu zu verein- 
baren und hierbei sowohl die veränderten wirt- 
schaftlichen Bedingungen als auch das neue Recht 
der Lohnzulagen und Lohnabzüge zu berücksichti- 
gen. Es entspricht der Vorstellung von der Auto- 
nomie der Tarifparteien, daß diese Neuordnung der 
Lohnverhältnisse nicht der Staat übernimmt, son- 
dern daß es den Sozialpartnern obliegt, entspre- 
chende Tarifverträge mit auf D-Mark lautenden 
Lohn- und Gehaltssätzen rechtzeitig zu vereinbaren. 


III. Die vorgesehenen gesetzlichen Regelungen 
für die Eingliederung der Wirtschaft 
des Saarlandes 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit 
den Maßnahmen, wie sie oben geschildert wurden, 
die besten Voraussetzungen für eine reibungslose 
Eingliederung der Wirtschaft des Saarlandes in die 
Wirtschaft der Bundesrepublik geschaffen werden. 
Sie ist sich darüber im klaren, daß in einzelnen 
Fällen trotz aller Vorsorge Schwierigkeiten und 
Härten entstehen können, dieser aber auch durch 
besondere individuelle Hilfeleistungen der Öffent- 
lichen Hand in den Fällen, wo dies unvermeidlich 
ist, überwunden werden müssen. Es hieße die Lei- 
stungsfähigkeit der Verwaltung überfordern, wenn 
eine kasuistische Regelung erwartet würde, die den 
individuellen Besonderheiten des wirtschaftlichen 
Lebens in allen Punkten gerecht wird. 

Die oben dargestellten Überlegungen haben ihren 
Niederschlag in folgenden Gesetzentwürfen gefun- 
den, die u. a. den gesetzgebenden Körperschaften 
zur Beschlußfassung zugeleitet worden sind: 

1. Gesetz über die Einführung des deutschen Rechts 
auf dem Gebiete der Zolle, Finanzmonopole und 
Steuern im Saarland 

2. Gesetz zur Überleitung von Lasten und 
Deckungsmitteln vom Saarland auf den Bund. 
(Fünftes Überleitungsgesetz) 

3. D-Markbilanzgesetz für das Saarland 

4. Gesetz zur Änderung krankenversicherungs- 
rechtlicher Vorschriften im Saarland 

5. Gesetz zur Einführung deutschen Rechts auf den 
Gebieten der Arbeitsbedingungen und des Fami- 
lienlastenausgleichs im Saarland. 
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